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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entschließungs- 
antrag betreffend Berichterstattung über Erfahrungen mit der neuen 
Tarif Überwachung im gewerblichen Güternahverkehr 
— Drucksache 7/3662 — 

A. Problem 

Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes wird die Überwachung der Tarifpflicht im gewerblichen 
Güternahverkehr durch Einschaltung der Bundesanstalt für 
Güterfernverkehr verstärkt. Bei der Bundesanstalt werden für 
diesen Zweck 98 neue Stellen geschaffen. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll zum 1. Mai 1978 einen Erfahrungs- 
bericht hierüber vorlegen. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/3807 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Mahne 


Der Entschließungsantrag der CDU/CSU wurde in 
der 173. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
22. Mai 1975 im Rahmen der dritten Beratung des 
Gesetzentwurfs zur Änderung des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes — Drucksachen 7/2460, 7/3566 — dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen überwiesen. Der Ausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 18. Juni 1975 behandelt. 

Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes wird die Überwachung der 
Tarifpflicht im gewerblichen Güternahverkehr durch 
Einschaltung der Bundesanstalt für Güterfernverkehr 
verstärkt. Die Bundesanstalt wird ermächtigt, von 
sich aus tätig zu werden und auch in Einzelfällen an 
Ort und Stelle Ermittlungen durchzuführen. Nähere 


Einzelheiten werden vom Bundesminister für Ver- 
kehr mit Zustimmung des Bundesrates in Allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften geregelt. Bei der Bun- 
desanstalt werden für diesen Zweck 98 neue Stel- 
len — davon 33 Betriebsprüfer — eingerichtet. Die 
entstehenden Kosten werden durch eine Umlage von 
den Güternahverkehrsunternehmen aufgebracht. 

Ziel des vorliegenden Entschließungsantrags ist 
die Vorlage eines Erfahrungsberichts über die neue 
Tarif Überwachung nach Ablauf von zwei Jahren. Der 
Ausschuß hat keine Bedenken gegen diesen Antrag. 
Er schlägt jedoch vor, einen Bericht erst zum 1. Mai 
1978 vorzusehen, damit ein längerer Erfahrungszeit- 
raum berücksichtigt werden kann. 


Bonn, den 18. Juni 1975 


Mahne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/3662 — mit der Maßgabe anzunehmen, daß der 
Bericht erst zum 1. Mai 1978 vorzulegen ist. 


Bonn, den 18. Juni 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Mahne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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